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Zur Zukunft des aktivierenden Staates 
Auf der Suche nach einem strategischen Innovations-
Monitoring 
 
Rolf G. Heinze, Josef Hubert, Dieter Spalink, Sybille 
Stöbe-Blossey 
 
1.      Der aktivierende Staat - agil aber unübersichtlich 
Die Beiträge des Bandes haben gezeigt: Die Idee des aktivierenden Staates 
lebt. In den letzten zehn Jahren wurde sie nicht nur konzeptionell in 
Wissenschaft und Politik aufgegriffen, sondern auch schon für zahlreiche 
politische Gestaltungsfelder konkretisiert. Insofern ist auf der Habenseite 
zunächst einmal festzuhalten, dass das Konzept des aktivierenden Staates 
für die Diskussion um die Zukunft des Staates, um die Möglichkeiten, 
Grenzen und Ansätze staatlichen Handelns und öffentlicher Verantwor-
tung wichtige Akzente gesetzt hat (Blanke et al. 2005). Diese Akzente las-
sen sich in vier Botschaften und Perspektiven zusammenfassen: 
- Die Zukunft Deutschlands und anderer hoch entwickelter Staaten ist 
keineswegs die einer „Gesellschaft des Weniger", wie es Beck (2005) 
formuliert, sondern einer „Gesellschaft der neuen Chancen" auf mehr 
Lebensqualität, Wachstum und Beschäftigung. 
- Um die hierfür notwendigen Voraussetzungen und Innovationen zu 
schaffen, braucht es einen aktivierenden Staat, der die vorhandenen 
Innovationschancen erkennt und dabei hilft, dass sie aktiv aufgegrif 
fen werden. 
- Damit dies gelingt, steht nicht der Rückbau öffentlicher Verantwor-
tung auf der Tagesordnung, sondern die Neuordnung und Erneue-
rung. Beispielhafte Stichworte hierfür sind etwa das Plädoyer für 
mehr und besser ausgerichtete Investitionen für Bildung und For-
schung, ein stärkeres Engagement für Zukunftsbranchen oder der 
Ausbau der Forschung oder der Ruf nach Bürokratieabbau. Die 
Modernisierung des öffentlichen Sektors kann nicht nur über mehr 
Effizienz und Qualität in den öffentlichen Verwaltungen gelin- 
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 gen. Gefordert sind darüber hinaus mehr Beiträge von privaten und 
gesellschaftlichen Akteuren zu öffentlichen Aufgaben und neue We-
ge des Zusammenspiels zwischen Gesellschaft, Wirtschaft und Staat. 
Bei den Bemühungen um die Präzisierung des Konzeptes vom aktivieren-
den Staat gelang es durchaus, diese Orientierungen und Botschaften auf 
einfache, leicht nachvollziehbare Formeln zu bringen. Ein oft aufgegriffe-
ner Versuch hierzu kam etwa von Stephan von Bandemer (1999), der die 
Grundprinzipien wie folgt beschreibt: 
- „Eine neue Verantwortungsteilung anstelle von Verantwortungsüber 
tragung; 
- Die Koproduktion von Leistungen anstelle der Verhandlung über Auf 
gabenteilung; 
- Eine Leistungsaktivierung über die gesamte Wertschöpfungskette an 
stelle von Leistungskürzungen; 
- Der Dialog von Staat und Gesellschaft anstelle hoheitlicher Dekrete." 
Solche klaren und gut nachvollziehbaren Definitionen hatten das Ziel, 
dem praktischen Gestalten Ansatzpunkte und Perspektiven zu liefern. 
Dem Konzept vom aktivierenden Staat erging es in der politischen und 
gesellschaftlichen Praxis nicht anders als vielen anderen wegweisenden 
Ideen: Es wurde so vielfaltig und mit so unterschiedlichen Interessen auf-
gegriffen, dass mittlerweile kaum noch nachvollziehbar ist, wo und wie 
die Idee im Einzelnen trägt und ob die Akzente bei den vielfältigen Er-
neuerungsaktivitäten richtig gesetzt sind. Insofern hat sich das Konzept 
vom aktivierenden Staat zwar in der Theorie und Praxis als wirkungsvoll 
erwiesen; wenn es aber darum geht, genau zu beschreiben, was denn fak-
tisch erreicht worden ist, wo sich Defizite zeigen und ob sich Nachhol-
und Korrekturbedarf abzeichnen, gibt es meistens Sprachlosigkeit, min-
destens aber Unübersichtlichkeit oder Kontroversen. 
Der aktivierende Staat wird gebraucht! Er muss sogar weiterentwickelt 
werden. Aber das Nebeneinander von Agilität einerseits und Unübersicht-
lichkeit, Sprachlosigkeit und Differenzen andererseits ist sowohl aus 
theoretischer als auch aus praktisch-politischer Sicht unbefriedigend. 
Schließlich zielt das Konzept des aktivierenden Staates nicht auf Aktivie-
rung um jeden Preis, sondern darauf, dass gerade die Bereiche und Auf-
gaben angepackt werden und diejenigen Akteure mitmachen, die für die 
Zukunftsfähigkeit von Staat und Gesellschaft von besonderer Bedeutung 
sind.1 
1        Dass hierfür durchaus - trotz all des in Wissenschaft und Politik verbreiteten 
Steuerungspessimismus - Gestaltungsspielräume bestehen, darauf verweisen et- 
Was ergibt sich daraus für die erforderliche Weiterentwicklung des ak-
tivierenden Staates? Kurz gesagt: Das Erfordernis eines praxisbegleiten-
den Instrumentariums, das die „Nahstelle" zwischen Staat und Gesell-
schaft bedient, die Akteure zusammenbringt und den Transfer der aktivie-
renden Akzeptanz- und Transparenzpotenziale aus den gemeinsam getra-
genen Ideen und Innovationen über einen permanenten Informations- und 
Wissensaustausch organisiert. 
Gefordert sind Instrumente, mit deren Hilfe sich Politik und Gesell-
schaft einerseits und Politik und Bürokratie andererseits in einem offenen 
Prozess darüber verständigen können, ob die richtigen Aktivierungsschritte 
eingeleitet wurden, welche Erfolge sie bringen und ob und welche 
Schwierigkeiten und Korrekturerfordernisse sich dabei abzeichnen - kurz: 
Es geht darum, ob und wie für den aktivierenden Staat ein strategisches 
Innovations-Monitoring aufgebaut werden kann. 
Auf diese Frage gibt es bislang keine detaillierte und zufrieden stel-
lende Antwort. Als Abschluss des vorliegenden Buches zum aktivierenden 
Staat sollen dazu erste Gedanken formuliert werden. Begonnen wird 
zunächst mit einem Blick zurück, nämlich mit einer Diskussion der bishe-
rigen, zumeist enttäuschenden Erfahrungen, die in Deutschland in den 
letzten Jahrzehnten mit Ansätzen von Planung und öffentlichem Mana-
gement gesammelt wurden (2.). Anschließend werden sehr „bodennah" 
einige Planungs- und Evaluationsansätze skizziert, die in Zukunft Kom-
ponenten eines strategischen Monitorings sein könnten (3.). Daran an-
knüpfend wird erörtert, ob und wie die IuK-Technologien in diesem Zu-
sammenhang eine fördernde Rolle spielen können (4.). Abschließend 
werden dann die sich ableitenden Zukunftsherausforderungen noch einmal 
schlaglichtartig zusammengefasst (5.). 
2.      Zukunftsfähigkeit durch strategisches Innovations-
Monitoring -jenseits von Planungsillusion und 
Effizienzeuphorie 
Politische Initiativen, die zum einen darauf zielen, den öffentlichen Be-
reich leistungsfähiger zu machen, und zum anderen eine höhere Leis-
tungsfähigkeit wichtiger Institutionen in Gesellschaft und Wirtschaft be- 
wa die Beiträge von Renate Mayntz und Fritz W. Scharpf, die die - insgesamt 
bescheidenen - Ergebnisse der steuerungstheoretischen Forschungen der letzten 
Jahre pointiert formuliert wie folgt zusammenfassen (Mayntz 2004; Mayntz/ 
Scharpf 2005): Steuerung ist zwar schwierig, aber wenn sie richtig angegangen 
wird, kann sie dennoch klappen. 
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wirken wollen, hat es in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 
immer wieder gegeben. Zwei der wichtigsten Ansätze lassen sich mit den 
Begriffen „Bessere Planung" und „Mehr Effizienz" beschreiben. Sie sol-
len im Folgenden kurz umrissen werden, weil die dabei gewonnenen Er-
fahrungen wichtige Inputs für den dann folgenden Vorschlag eines strate-
gischen Innovations-Monitorings sind. 
2.1    Bessere Planung 
Deutschland versteht sich als eine soziale Marktwirtschaft. Damit gehört 
es zu den Staaten, die sich als anspruchsvolle Wohlfahrtsstaaten sehen, 
ihren Bürgerinnen und Bürgern ein hohes Maß an wirtschaftlicher Leis-
tungsfähigkeit und sozialer Sicherheit versprechen und dafür auch auf 
solidarisch ausgerichtete redistributive (Umverteilungs-)Politik setzen. So-
lange ein dynamisches Wachstum herrscht, kann diesem Anspruch relativ 
leicht entsprochen werden, da hinreichend große Verteilungsspielräume 
bestehen, um eine Vielzahl von Interessen zu bedienen. 
Werden die wirtschaftlichen Bewegungsspielräume jedoch enger - sei 
es dadurch, dass die weltwirtschaftlichen Absatzmöglichkeiten schrump-
fen, oder sei es dadurch, dass der Wohlfahrtsstaat „über seine Verhältnisse 
lebte" und seine Mittel möglicherweise auch noch wenig wachstums-
fördernd verausgabt -, ist eine Krise vorprogrammiert. Eine solche Zu-
sammenballung von Problemen führte Ende der 1960er-Jahre des letzten 
Jahrhunderts zu einem Regierungswechsel, in dessen Folge die neue so-
zial-liberale Koalition die Chance hatte, mit neuen Ansätzen das Staats-
handeln sowie die gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung zu 
modernisieren. 
Die 1970er-Jahre erlebten dann eine Fülle von neuen Ideen und Hand-
lungsansätzen - von der neuen Ostpolitik über die Herabsetzung des 
Wahlalters und die Demokratisierung der Betriebsverfassung bis hin zu 
vielfältigen neuen Leistungen im Sozial- und Bildungswesen. Ein promi-
nenter Ansatz im Rahmen dieser Politikoffensive bestand auch darin, die 
Rationalität und Treffsicherheit durch eine öffentliche Planungsoffensive 
erheblich zu verbessern. Gestützt auf wissenschaftliche Analysen der da-
mals aktuellen und zukünftig zu erwartenden Strukturentwicklung sollten 
Politikprogramme wissenschaftlich hergeleitet und verarbeitet, von der 
Politik beschlossen und dann von der Verwaltung umgesetzt werden. In 
einigen Bereichen, etwa bei der Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik 
oder bei der Berufsbildungspolitik, wurden darüber hinaus Gremien zur 
Abstimmung und Umsetzungszusammenarbeit mit Akteuren der Gesell-
schaft, vor allem mit den organisierten Sozialparteien geschaffen. 
Heute wird die Planungsoffensive häufig despektierlich als Zeit der 
„Planungsillusion" charakterisiert. Dies soll ausdrücken, dass die meisten 
Ansätze zur Planung mehr oder weniger gescheitert sind bzw. keine durch-
schlagenden, die Entwicklung prägenden Wirkungen hatten. Die Gründe 
dafür sind vielfältig. Die wichtigsten (im Übrigen heute nach wie vor ak-
tuellen) Ursachen lassen sich in etwa wie folgt umschreiben: 
- Deutschland hat eine Verfassung und eine politische Parteienkon 
stellation, die zu einem Patt zwischen zwei in etwa gleichgroßen po 
litischen Blöcken führt. Dies zwingt zu polarisierenden Auseinan 
dersetzungen über Zukunftsentwürfe; gleichzeitig sind für die Um 
setzung konkreter Programme meist Konsens und Zusammenarbeit 
unerlässlich. Die Folge dieses Spannungsverhältnisses ist, dass selbst 
gut konzipierte Zukunftspläne systematisch zerredet werden. 
- Die Umsetzung stringenter Konzeptionen und Programme leidet da 
runter, dass in Regierung und Verwaltung interne Interessenkonflik 
te toben und dadurch die Einheit und Konsistenz staatlichen Han 
delns nicht gewährleistet sind (Kaufmann 2005). 
- Staatlicher Planung, die auf wissenschaftlicher Erkenntnis beruht 
und von der öffentlichen Seite umgesetzt werden soll, mangelt es oft 
an Wissen und Unterstützung aus der Praxis, so dass sie oft wir 
kungslos bleibt. Die Umsetzungsmöglichkeiten und die Eigeninteres 
sen der mit der Umsetzung befassten Akteure werden vielfach nicht 
hinreichend berücksichtigt. 
- Dort, wo die Zusammenarbeit mit der Praxis gesucht wird, wird 
meistens auf den Konsens der verschiedenen gesellschaftlichen In 
teressen und Organisationen gewartet. Dies führt dazu, dass notwen 
dige Entscheidungen gar nicht gefällt werden können oder auf die 
lange Bank geschoben werden. 
2.2    Mehr Effizienz 
Der zweite große Strang der Modernisierungsdebatte, den wir hier mit 
dem Stichwort „Mehr Effizienz" beschreiben, hatte nicht implizit neue öf-
fentliche Ziele im Auge, sondern er suggerierte, mit neuen betriebswirt-
schaftlichen Ansätzen ließen sich öffentliche Dienste und politische Pro-
zesse kostengünstiger, transparenter, zielsicherer und wirkungsvoller ge-
stalten. Nur wenn diese Voraussetzungen erfüllt seien, gäbe es auch eine 
solide Basis, um anspruchsvolle und innovative Programme zu planen und 
umzusetzen. 
Solche Ansätze des „New Public Management" (als Überblick siehe 
einschlägige Beiträge in Blanke et al. 2005) hatten ihre Hoch-Zeit in den 
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90er-Jahren des letzten Jahrhunderts. Zum Teil waren sie eine Reaktion 
auf die Finanzkrise der öffentlichen Haushalte; zum Teil waren sie auch 
Reflex auf das Scheitern der oben geschilderten Planungsansätze und 
sollten mit betriebswirtschaftlichen Instrumenten den Staat wieder pla-
nungsfähig machen. Zentrale konzeptionelle Impulse kamen vor allem aus 
dem angelsächsischen Raum. Vorbild waren Modernisierungsansätze aus 
Neuseeland, Großbritannien und den USA. 
„Deren Botschaft wurde zunächst von Managerialismus der 1980er-Jahre 
geprägt (Reagan, Thatcher), der recht krude dem ,bureau' und den Büro-
kraten den Kampf angesagt hatte. Leitidee war die komplette Übertragung 
von privaten Managementtechniken auf den Public Sector, in der Annah-
me, zu managen wäre überall das Gleiche. Oder anders formuliert: es 
gäbe keine spezifische Differenz des öffentlichen Sektors, mit der Aus-
nahme, dass die Ziele politisch, nicht marktlich definiert würden." (Blanke 
2005, S. XVIII) 
Wichtige Ansätze des Paradigmas „New Public Management" lassen sich 
etwa mit folgenden Stichworten umreißen: 
- Strategische Steuerung durch die Politik und dezentrale Umsetzung 
durch die Verwaltung, 
- Verknüpfung der Verantwortung für die Erfüllung von fachlichen 
Zielen und die Bewirtschaftung des Budgets,  
- betriebswirtschaftlich orientierte Kosten- und Leistungsrechnung, 
- Controlling, 
- Dezentralisierung und Hierarchieabbau, 
- Nutzung der IuK-Techniken (E-Government). 
Angesichts der großen Probleme bei der Finanzierung der öffentlichen 
Haushalte war es unvermeidlich, dass insbesondere die Ansätze zur Er-
neuerung des öffentlichen Haushalts- und Rechnungswesens bei der Poli-
tik auf erhöhte Aufmerksamkeit stießen. 
Mittlerweile ist in den einschlägigen wissenschaftlichen und politischen 
Fachdiskussionen Ernüchterung eingekehrt und es gilt als unstrittig, dass 
die vielfältigen Ansätze des New Public Management nur eine begrenzte 
Wirksamkeit erzielten. Gründe für massive Wirkungs- und Umsetzungs-
probleme lassen sich in etwa wie folgt umreißen: 
- Die Umsetzung vieler Instrumente des New Public Management er 
fordert einen langen Atem und eine Fülle von Detailarbeit bei der 
Optimierung von Prozessen. Politik hingegen braucht schnelle Er 
folge und neigt von daher dazu, Strukturveränderungen anzustreben, 
diese dann als Erfolge zu feiern und kleinteilige Erneuerungen im 
Alltag zu vernachlässigen. 
 
- Ein wesentlicher Bestandteil des New Public Management besteht 
darin, dass die Verwaltung von der Politik verabschiedete klare und 
berechenbare Vorgaben erhält und diese dann in großer Eigenver 
antwortung umsetzt. Politiker jedoch brauchen zu ihrer Legitimation 
vielfältige, jeweils akute Eingriffsmöglichkeiten und stehen dem 
Bestreben der Bürokratie nach hoher Umsetzungsautonomie deshalb 
eher skeptisch gegenüber. Und die Definition von strategischen 
Zielen fallt oft schwer. 
- New Public Management profitiert davon, dass Managementtraditio 
nen der privaten Wirtschaft für die öffentliche Verwaltung fruchtbar 
gemacht werden. Dies ist jedoch nur bis zu einem bestimmten Grad 
möglich, denn die rechtlichen und politischen Bindungen engen die 
Bewegungsspielräume der Bürokratie erheblich ein. 
Zusammengefasst lässt sich sagen, dass der große Traum von mehr Effi-
zienz und mehr Produktivität, der die Modernisierung des öffentlichen 
Sektors in den 90er-Jahren des letzten Jahrhunderts prägte, seine Grenzen 
vor allem in dem kaum zu überwindenden Spannungsverhältnis zwischen 
Politik und Verwaltung fand. Sicherlich wurden viele Detailfortschritte 
erzielt, der erhoffte Durchbruch zu einer nachhaltigen Steigerung der Leis-
tungsfähigkeit von Politik und Verwaltung, zur strategischen Steuerung 
und zur Aktivierung der Gesellschaft blieb allerdings aus. Nach dem ver-
geblichen Versuch, mit wissenschaftlich fundierter Planung neue Perspekti-
ven und Rationalitäten zu erschließen, sind auch die Erfolge der Bemü-
hungen um mehr Effizienz deutlich hinter den Erwartungen zurückgeblie-
ben. 
Die wichtigste Reaktion der einschlägigen wissenschaftlichen Diszi-
plinen auf das Platzen der „Planungsillusionen" und auf die Ernüchterung 
bei der „Effizienzeuphorie" lag keineswegs darin, all diese Ansätze kom-
plett über Bord zu werfen. Stattdessen wird daran gearbeitet, Komponen-
ten der einzelnen Ansätze programmatisch miteinander zu vermischen und 
so quasi inkrementalistisch und mit langem Atem die Bewegungs- und 
Gestaltungsspielräume für den neuen, den effizienteren und den auf Akti-
vierung zielenden Staat auszutesten. Damit dieses aber inhaltlich über-
schaubar, halbwegs konsistent und politisch legitimierbar bleibt, muss 
eine Begleitung des Innovationsgeschehens her, die ein „Learning by 
monitoring" (Säbel 1994) möglich macht. Vor dem Hintergrund der skiz-
zierten Erfahrungen sollte ein lernorientiertes Monitoring auf Kommuni-
kation und Kooperation, auf Reflexion und Lernfähigkeit, auf Beteiligung 
und Transparenz als Medien politischer Innovation setzen und sich als 
eine experimentelle Mischung aus Strategie und Pragmatik verstehen. In 
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diesem Sinne stellt das strategische Innovations-Monitoring eine paradig-
matische Wende in der politischen Steuerung komplexer und dynamischer 
Handlungsprogramme und Entscheidungsprozesse zwischen den verant-
wortlich handelnden Akteuren in Staat, Politik, Gesellschaft, Wirtschaft 
und Verwaltung dar (Willke 2003). 
3.      Dimensionen und Ansätze eines strategischen 
Innovations-Monitorings 
In den vorstehenden Ausführungen ist deutlich geworden, dass der akti-
vierende Staat ein strategisches Monitoring braucht, das jenseits von Pla-
nungsillusion und Effizienzeuphorie anzusiedeln ist. Noch ist nicht klar 
erkennbar, wie ein solches Monitoring aussehen sollte; gleichwohl lassen 
sich die wichtigsten Anforderungen grob umreißen: 
Es kann und soll zwar nicht die zukünftige Entwicklung vorausplanen 
und steuern, gleichwohl Orientierung und Verständigung über Ziele und 
Mittel des politischen Handelns einerseits sowie eine Evaluation von Um-
setzungserfolgen oder -Schwierigkeiten andererseits ermöglichen. 
- Von der Anlage wie von der Praxis her darf dieses Monitoring dann 
keineswegs nur auf den öffentlichen Bereich, auf Politik und Verwal 
tung zielen. Vielmehr sollten gerade auch die gesellschaftlichen 
(auch die wirtschaftlichen) Akteure sowohl Beteiligte als auch Ad 
ressaten sein. 
- Ganz wichtig ist ferner, dass das Monitoring des aktivierenden Staa 
tes dezentrale Initiativen nicht entmutigt oder gar zurückdrängt. Diese 
sollten eine ganz starke Rolle spielen, und ihnen sollte Unterstützung 
für Lernen und Verbessern gegeben werden. 
- Und nicht zuletzt muss auch gewährleistet sein, dass dieses neue 
Instrument nicht im Gegensatz steht zu den verfassungsmäßig vor 
gesehenen demokratischen Institutionen der Willensbildung, Ent- 
scheidungsfindung und -Umsetzung, sondern diese vielmehr mit 
Wissen und Orientierung unterstützt. 
Ein solch umfassendes Konzept für die Steuerung von Gesellschaft und 
Politik wird in den einschlägigen wissenschaftlichen Debatten oft mit 
Begriffen wie „Good Governance", „Supervision" oder „dezentrale Kon-
textsteuerung" umschrieben. Bislang allerdings wurde es trotz eines er-
heblichen wissenschaftlichen und publizistischen Aufwandes weder in der 
Theorie zufrieden stellend konzipiert, noch konnte es praktisch imple-
mentiert werden. Angesichts der vielen großen Worte, die in den letzten 
 
Jahren auf der Suche nach einem solchen modernen, wirkungsvollen und 
demokratischen Steuerungsansatz zu dicken Büchern verdichtet worden 
sind, fallt es schwer, die wenigen realen Ansatzpunkte für ein praktikables 
strategisches Innovations-Monitoring zu benennen. Der Grund dafür ist 
nicht etwa, dass die Aufgabe zu komplex wäre, sondern er liegt in der Ge-
fahr, dass die Schlichtheit und Pragmatik der umsetzbaren Vorschläge ge-
genüber dem Überbau der wortgewaltigen Theorie schnell als Banalität 
erscheint. Der folgende Text setzt sich dieser Gefahr bewusst aus und 
skizziert einige „bodennahe" Überlegungen für Ansatzpunkte, Instrumente 
und Umsetzungsmöglichkeiten für ein „strategisches Innovations-Monito-
ring": 
Bereichsspezifische Ansätze des Benchmarking anregen und ausbauen 
In den letzten Jahren ist Benchmarking als ein Ansatz zur Weiterentwick-
lung sowohl von Institutionen als auch von Konzepten entwickelt und 
propagiert worden; vielfach wurde Benchmarking dabei allerdings ver-
kürzt verstanden als ein Ranking zwischen unterschiedlichen Akteuren, 
seien es nun Nationen, Länder, Regionen oder auch private Finnen oder 
öffentliche Dienstleister (wie Altenheime oder Schulen). Sicher hat dies 
insbesondere bei denjenigen, die schlecht abschnitten, die Wachsamkeit 
erhöht, fraglich ist jedoch, ob unter dem hohen öffentlichen Druck, der 
meistens mit Rankings verbunden ist, auch die Lernfähigkeit für Verbes-
serungen steigt. Für diese Zielsetzungen scheinen solche Wege Erfolg 
versprechender, die nicht auf Rankings setzen, sondern systematisch ver-
gleichen, um zwischen den Beteiligten Erfahrungen auszutauschen und 
Verbesserungsmöglichkeiten zu identifizieren. Beide Ansätze des Bench-
marking - das Ranking und die Suche von Verbesserungen - bieten Mög-
lichkeiten, Anstöße zu geben und eine organisierte Entwicklung anzu-
stoßen. In vielen Branchen und Bereichen entwickelt sich Benchmarking 
quasi von selbst oder wird von nicht-staatlichen Akteuren angestoßen. 
Gleichwohl wäre es für die Erneuerungs- und Anpassungsfähigkeit in 
Deutschland gut, wenn seitens des Staates Benchmarking - vor allem mit 
Blick auf Verbesserungsmöglichkeiten - dort verstärkt angeregt bzw. aus-
gebaut würde, wo die Dinge nicht von selbst laufen und wo ein hohes öf-
fentliches Interesse besteht. Bereiche und Themen mit hoher Priorität sind 
hier - neben der nach wie vor hochrelevanten Arbeitsmarkt- und Beschäf-
tigungspolitik - etwa die großen öffentlichen Dienstleistungsbereiche 
Bildung, Sicherheit sowie Gesundheit und Soziales; diese Bereiche sind 




sondern hier besteht auch dringender Bedarf, die Effizienz und Qualität 
des Mitteleinsatzes zu verbessern. 
Mit Berichten von Expertenkommissionen verantwortlicher umgehen 
Deutschland ist reich an Berichten von Sachverständigen, Expertenkom-
missionen und Zukunftsstudien. Beispiele für Berichte zur Lage und zu 
zukünftigen Entwicklungsmöglichkeiten sind etwa die Berichte des Sach-
verständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung, die Stellungnahmen des Sachverständigenrats zur Begutachtung der 
Entwicklung im Gesundheitswesen, die Altenberichte der Bundesregie-
rung, die mit Unterstützung einschlägiger Expertenkommission geschrie-
ben werden, oder die jährlich erscheinenden Berufsbildungsberichte. Oft 
zeichnen sich diese Berichte dadurch aus, dass sie sehr gründlich erarbeitet 
sind, anspruchsvolle Ziele setzen und politisch folgenlos bleiben. Die 
Gründe für die praktischen Wirkungsdefizite sind nicht systematisch ana-
lysiert und vielfältig. Eine große Rolle spielt sicherlich, dass viele der ge-
machten Vorschläge so grundlegend und ambitioniert sind, dass ihre Um-
setzung zwar wünschbar, aber dennoch unrealistisch ist. In der Gesamt-
sicht stellt die Vielzahl der Expertisen, Berichte und Zukunftspapiere ein 
unübersichtliches Kaleidoskop von Lageanalysen, Krisenszenarien und 
Gestaltungsherausforderungen dar. Im Grundsatz ist eine derartige Un-
übersichtlichkeit in demokratisch und föderalistisch verfassten politischen 
Systemen kaum zu vermeiden. Allerdings könnte der Nutzen der oft teue-
ren und mühevoll erarbeiteten Zukunftsbeiträge für die gesellschaftliche, 
wirtschaftliche und politische Entwicklung deutlich höher liegen, wenn 
eine Integration und Priorisierung gelänge. Und ergänzend dazu wäre es 
auch sinnvoll, systematisch nachzuvollziehen, ob, wie und mit welchen 
Schwierigkeiten die Umsetzung von Erneuerungen gelingt. Des Weiteren 
wird die Folgenlosigkeit der deutschen „Berichtsexpertitis" auch dadurch 
begünstigt, dass es - eine Ausnahme ist der Berufsbildungsbericht - keine 
politischen Institutionen gibt, die die Handlungsvorschläge bewerten, pri-
orisieren und dann gegebenenfalls deren Umsetzung begleiten könnten. 
Unter dem Strich gesehen leistet sich Deutschland mithin ein ausge-
prägtes Trendmonitoring, das praktisch jedoch weitgehend folgenlos bleibt 
(Heinze 2002). Um hier eine Wende zum Besseren zu erreichen, drängen 
sich vor allem drei Ansatzpunkte auf: 
-  Die Expertisen sollten verantwortlicher geschrieben werden. 
Konkret bedeutet dies vor allem, dass dort Aspekte der 
Umsetzbarkeit und Prioritätensetzungen explizit angesprochen 
werden müssen. Bei 
der Gestaltung des politischen Auftrags an Kommissionen ist dies zu 
berücksichtigen. 
- Es sollten Routinen entwickelt werden, wie Politik mit den Ergeb 
nissen umgeht. Dies könnte dann konkret heißen, dass die Politik zu 
den jeweils vorgelegten Handlungsvorschlägen Stellungnahmen ab 
gibt und kundtut, was sie umsetzen will, und begründet, was sie 
nicht aufgreift. 
- Wenn derartige Stellungnahmen der Politik vorliegen und damit die 
Ziele zur Umsetzung der Ergebnisse nachvollziehbar machen, liegt 
auch eine Basis dafür vor, ein systematisches Umsetzungscontrolling 
aufzubauen. 
Der Berufsbildungsbericht - ein Muster für ein verantwortliches Monitoring 
In Deutschland erscheint jedes Jahr ein Berufsbildungsbericht. Erstellt wird 
er von Bundesinstitut für Berufsbildung, in dem einschlägige wissen-
schaftliche Experten zu Hause sind und das auch mit externen Wissen-
schaftlern und Praktikern intensiv zusammenarbeitet. Der Entwurf dieses 
Berichtes wird mit Vertretern aus der Politik sowie aus den Sozialparteien 
intensiv erörtert, und alle zusammen stimmen auch über Grundaussagen 
zur Lageeinschätzung und zu den Handlungsmöglichkeiten ab. Kommt es 
zu Kontroversen, werden die jeweiligen Minderheitenpositionen separat 
ausgewiesen. Diese dialogische, gleichzeitig aber auf Konsens zielende 
Anlage des Berufsbildungsberichts sorgt dafür, dass die Aussagen „bo-
dennah" bleiben und auf Machbarkeit zielen. Weil der Berufsbildungsbe-
richt mit dem Bundesinstitut für Berufsbildung und seinem Hauptaus-
schuss, in dem die Politik (Bund und Länder) sowie die organisierten So-
zialparteien vertreten sind, einen kräftigen und systematisch arbeitenden 
Unterbau hat, ist in diesem Gestaltungsfeld auch für ein kontinuierliches 
Umsetzungsmonitoring gesorgt. Zwar wird über die Berufsbildungspolitik 
in Deutschland kontrovers diskutiert, jedoch ist unter den nationalen wie 
internationalen Berufsbildungsexperten (fast) unstrittig, dass das deutsche 
Berufsbildungssystem überdurchschnittlich gut ist und sich - zwar lang-
sam aber dennoch systematisch und kontinuierlich - auf neue Anforderun-
gen einstellt. Nun kann und muss zweifellos nicht für jedes Politikfeld 
eine eigenständige Institution analog zum BIBB aufgebaut werden; es 
lohnt sich aber, darüber nachzudenken, in welcher Form die skizzierten 
Strukturen auf andere Politikfelder übertragbar sind. 
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Moderne Sozialwissenschaft kann Verantwortung für Monitoring übernehmen 
Eine offene Frage ist, wer die Federführung für das Innovations-Monito-
ring übernehmen kann und soll. Übernimmt sie die Regierung, werden die 
Ergebnisse im normalen politisch-administrativen Alltag wieder schnell 
zerrieben. Wird sie einem „runden Tisch" überantwortet, an dem neben 
Politik und Verwaltung auch noch die wichtigen gesellschaftlichen Inte-
ressenorganisationen sitzen, droht, dass alles „auf die lange Bank gescho-
ben wird" (Heinze in diesem Band). 
Ein Ausweg könnte sein, wenn eine der großen Stiftungen sich in die-
sem Sinne engagieren würde. Die Erfahrungen der letzen Jahre zeigen je-
doch, dass hier oft eher das Interesse dominiert, kurzfristig mit spektaku-
lären Aussagen aufzufallen, als systematisch und nachhaltig Beiträge an-
derer aufzugreifen, zu systematisieren und zu priorisieren. 
Somit bleibt als Integrationsinstanz nur noch die Wissenschaft übrig. 
Zwar gibt es auch hier Schwierigkeiten (wie etwa die Detailverliebtheit 
oder die hohen personellen Diskontinuitäten); jedoch ließen sich diese lö-
sen, wenn einerseits Regierung und Verwaltung bereit wären, ihre Orga-
nisationsverantwortung abzugeben, und andererseits entsprechend ausge-
stattete Forschungseinrichtungen den Mut zur Verantwortung hätten und 
sich mit einem Teil ihrer Ressourcen als Monitoring-Dienstleister für den 
aktivierenden Staat engagieren würden. Erfolgreich kann ein solches En-
gagement aber nur sein, wenn es finanziell und personell nachhaltig ange-
legt ist und wenn es in einen organisierten Dialog mit Vertretern aus Ge-
sellschaft, Wirtschaft und Politik eingebunden ist. Das System sollte so 
angelegt sein, dass zweierlei garantiert ist: Erstens „Bodenhaftung" bei 
den Aussagen und zweitens Aufmerksamkeit bei der Praxis. Der oben ste-
hende Verweis auf die Berufsbildungspolitik zeigt, dass dies kein Wunsch-
traum bleiben muss, sondern durchaus Realität werden kann.2 
2 In diesem Prozess der Transformation des traditionellen Staatsbildes kommen 
auf die Sozialwissenschaften interessante neue Herausforderungen zu (Beckert 
2002). Bislang sehen sie ihre Aufgabe zumeist im „Beobachten von Beobach-
tungen" und verklären dies als einen Beitrag zur Aufklärung. Als Beteiligte am 
Monitoring kommt auf sie Verantwortung zu. 
4.      Technische und organisatorische Vernetzung als 
innovationsfördernde Prämisse eines strategischen 
Monitoring 
Wenn der aktivierende Staat die Aspekte der Initiative und der Innovation 
zwischen den Beteiligten und Betroffenen aufgreifen und auf dieser 
Grundlage die aktivierenden Prozesse begleiten und steuern will, muss 
eine Vielzahl von Informationen und Abstimmungsprozessen vermittelt 
und koordiniert werden. Diese Entwicklung trifft auf der gesellschaftli-
chen Seite auf unmittelbar gestiegene Anforderungen an die Verfügbarkeit 
von projektbezogenem Wissen, aber auch an Transparenz im politischen 
Prozess sowie an effektiven Beteiligungsmöglichkeiten. Ein aktivierendes 
Innovations-Monitoring kann angesichts dessen seine extern auf Trans-
parenz, Akzeptanz und Beteiligung ausgerichteten und seine intern 
orientierten operativen Informationen heute nicht mehr nur über den 
„Aktenbock" bereitstellen wollen. Heute stehen moderne interaktive und 
vernetzte Informations- und Kommunikationstechniken mit Intranetplatt-
formen und Internetzugängen sowie Entwicklungen wie das E-Govern-
ment zur Unterstützung eines strategischen Innovations-Monitoring bereit. 
Sie haben mittlerweile Einzug in die Behörden und den Arbeitsalltag 
gehalten und sind trotz aller strukturellen Brüche in der ebenenübergrei-
fenden Koordination und Abstimmung auf dem besten Wege, sich als 
neue administrative Kulturtechnik einer modernen Verwaltung durchzu-
setzen. Die Informations- und Kommunikationsmöglichkeiten nicht nur 
innerhalb einer Verwaltung oder eines Ministeriums, sondern auch zwi-
schen administrativen Einheiten und vor allem mit den einzelnen Bürge-
rinnen und Bürgern, Unternehmen, Verbänden oder anderen Interessens-
verbünden haben sich vervielfacht und sind als Prozesse weitaus effizien-
ter geworden. 
Das strategische Monitoring muss diese Potenziale der modernen In-
formations- und Kommunikationstechnik nutzen und einheitliche Infor-
mations- und Kommunikationsplattformen für alle intern und extern Be-
teiligten herstellen. Nur auf diesem Wege lassen sich die Anforderungen 
an einen bürger- und beteiligungsorientierten aktivierenden Staat optimal 
umsetzen. Nur ein derart offenes Monitoring-System schafft das erforder-
liche Vertrauen und die erforderliche Akzeptanz. 
Dafür bieten sich heute webbasierte Lösungen im Intranet und Internet 
geradezu an. Gerade das aktuelle und unkomplizierte Bereitstellen von 
Informationen über die Entwicklung der bedeutendsten Projekte und Pro-
gramme aus dem Innovationskonzept eines aktivierenden Staat wird in 
den politisch-administrativen Entscheidungszentralen wie auf Seiten der 
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gesellschaftlichen Öffentlichkeit immer bedeutsamer. Doch wer genau hin-
sieht, erkennt, dass in der öffentlichen Verwaltung die prozessorientierte 
Dokumentation von Projekt- und Programminformationen auch heute noch 
in vielen Fällen Medienbrüchen unterliegt oder eher noch rein papier-
bezogen erfolgt. Das gilt im Übrigen auch für die Ebene der Führungs-
informationen. Auch sie werden nicht immer aktuell abrufbar und mit der 
Möglichkeit zusammenfassender Übersichten und standardisierter Aus-
wertungen elektronisch vorgehalten und letztlich auch selten aus einem 
integrierten Koordinationsprozess heraus gewonnen. 
Die Informationstechnik bietet aber heute besondere Möglichkeiten der 
Informationsaufbereitung und Informationspräsentation für eine aktivie-
rende Politik und das dazu gehörende strategische Monitoring. Ein solches 
Monitoring sollte deshalb ein auf die moderne Informationstechnik ge-
stütztes und nach innen und außen gerichtetes Informations- und Kommu-
nikationssystem verkörpern und sich im Sinne eines politischen Informa-
tions- und Wissensmanagements präsentieren. Es sollte in diesem Kontext 
auf „neutralem Boden" einer allseits akzeptierten und erfahrenen wissen-
schaftlichen Forschungseinrichtung institutionalisiert sein und mit dem 
Auftrag antreten, 
 
- den aktivierenden Prozess im Auftrag von Regierung und     
         Verwaltung prozessual und infrastrukturell zu managen, 
- die entsprechenden Projekte und Programme mit Transparenz in den 
Zielen zu begleiten und mit Offenheit zwischen den Beteiligten zu 
kommunizieren, 
- die Akzeptanz der Beteiligten einzuwerben und den Erfolg der Pro 
jekte und Programme anhand klarer und eindeutiger Kriterien zu 
verfolgen und zu bewerten. 
Ein durch moderne Informations- und Kommunikationstechnik gestütztes 
strategisches Innovations-Monitoring sollte demnach zumindest in der Lage 
sein, 
- die einzelnen Projekte dezentral durch die jeweiligen verantwortli 
chen Akteure abbilden zu lassen, aber an zentraler Stelle online zu 
koordinieren, 
dabei die Ziele, den Nutzen und die planerischen Meilensteine zu 
benennen, strategische Analysen zu ermöglichen und prozessuales 
Erfahrungswissen nachvollziehbar abzuspeichern, den intern und 
extern Beteiligten in einem vernetzten und offenen Informations- 
und Kommunikationssystem jederzeit und an jedem Ort 
standardisierte Kerninformationen zu den aktuellen Projekt- und 
Programmentwicklungen zu ermöglichen, 
und letztendlich auch allen Beteiligten durch integrierte Online-Fo-
ren neue Diskussionsplattformen anzubieten. 
Ein derartiges Monitoring will weg von der heute eher noch zeitintensive-
ren, kostenträchtigeren und papierbezogenen politischen Standard-Pla-
nung. Es will dagegen im Wege von verbesserter Abstimmung, Zielbezo-
genheit und Kommunikation die unmittelbare Zukunft durch beteiligungs-
orientierte Projekt- und Entscheidungsprozesse transparenter und kalku-
lierbarer machen und somit die aktivierenden Implikationen der Projekte 
und Programme stützen und fördern helfen. Mehr noch ist ein solches 
strategisches Monitoring nicht als ein Instrument zu verstehen, das aus 
sich selbst heraus existiert. Es ist lediglich Mittel zum Zweck, an konkrete 
Projekte gebunden und setzt auch nur eine diesbezügliche Vernetzung der 
Beteiligten voraus. Darüber hinaus bietet es auch die Gelegenheit, Infor-
mation und Vernetzung situativ, zeitlich befristet und personell begrenzt 
anzulegen. 
Wichtig ist aber in diesem Zusammenhang zu erkennen, dass mit dem 
aktivierenden Staat und einem strategischen Innovations-Monitoring eine 
gesellschaftliche Entwicklung verbunden ist und unterstützt wird, die 
letztlich in der Idee einer bürgerzentrierten „Connected Republic" oder der 
„interaktiv vernetzten Republik" mündet und die Vision eines aktivie-
renden Regierens und Verwaltens in der Wissensgesellschaft abbildet. 
Neue interaktive und vernetzte Informations- und Kommunikationstech-
nologien bieten dann dem Staat und allen Interessierten nicht nur neue 
Werkzeuge, um sich selbst zu reformieren, um wirtschaftlichere und wirk-
samere und auf die Bürger und Verbände ausgerichtete Dienstleistungen 
anzubieten, sondern auch zugleich neue Möglichkeiten, die zivilgesell-
schaftlichen Kräfte in eine wechselseitige Interaktion mit Politik und Ver-
waltung zu bringen (Kaczorowski in diesem Band). 
Natürlich gibt ein so skizziertes strategisches Monitoring auch Einbli-
cke frei in die politisch-administrative Umsetzung von Regierungspolitik. 
Sie bietet damit möglicherweise kritische Ansatzpunkte und organisiert 
daher aus sich selbst heraus einen nicht unwichtigen kritischen Pfad. Doch 
entscheidend ist der Aspekt des öffentlichen Vertrauens, der mit einem 
offenen strategischen Monitoring einhergeht. Damit könnte ein gutes Stück 
verloren gegangenen Terrains in der Öffentlichkeit und bei den Beteiligten 
im politischen Prozess des aktivierenden Staates zurück gewonnen wer-
den. 
Damit dies geleistet werden kann, müssen vier essentielle Aspekte be-
trachtet und beachtet werden: Erforderlich sind 
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- erstens institutionelle Reformen in der Staatsorganisation und Ver-
waltung mit angepasster Verwaltungskultur; 
- zweitens die konsequente Fortsetzung der begonnen E-Government-
Entwicklung und E-Democracy-Ansätze, damit die aktivierende, in-
itiierende und koordinierende Politik und Verwaltung zeitnah und 
systematisch untereinander und mit der Öffentlichkeit transparent 
kommunizieren und die verschiedenen Beteiligungsmöglichkeiten 
mit Hilfe modernster Informations- und Kommunikationstechnik 
weiter ausgebaut werden können; 
- drittens die Entwicklung und der Aufbau eines zielgerichteten und 
integrierenden internet- bzw. intranetfähigen Monitoring-Instrumen-
tariums; 
- viertens und letztens eine kritische Analyse der politik- und verwal-
tungsinternen Rahmenbedingungen für ein strategisches Innovations-
Monitoring. 
5.      Schlusswort: Monitoring - Groß denken, klein anfangen! 
Das Konzept des aktivierenden Staates wollte frischen Wind und neue 
Akzente in das staatliche Handeln bringen. Dabei ging es nicht nur darum, 
den Staatsapparat selbst zu modernisieren, sondern gerade auch darum, 
gesellschaftliche Initiativen zu ermuntern und ihnen neue Entfaltungs-
möglichkeiten zu geben. Diese Ziele sind nur zum Teil erreicht worden: 
Zwar wurde eine Fülle an Engagement investiert und sind neue Ideen und 
Projekte auf den Weg gebracht worden; vieles blieb aber auch im Dickicht 
unterschiedlicher Interessen stecken, verendete zwischen den Gummi-
wänden der bürokratischen Unbeweglichkeit oder war konzeptionell und 
von der Ressourcenausstattung völlig unzureichend. Zwar hat sich da-
durch die Konzeption des aktivierenden Staates nicht desavouiert, jedoch 
ist nicht zu übersehen, dass die Zukunft des aktivierenden Staates nur 
gelingen kann, wenn neue Impulse neue Chancen eröffnen. 
Der aktivierende Staat steht vor seiner Bewährungsprobe und muss be-
legen, dass das Konzept in der Lage ist, die Herausforderungen der Zeit 
meistern zu können. Ohne ein begleitendes und unterstützendes strategi-
sches Monitoring seiner Politik wird dies aber nicht gelingen. Vor dem 
Hintergrund der bislang erreichten Modernisierungserfolge der öffentli-
chen Verwaltung in der letzten Dekade in den Kommunen, Ländern und 
im Bund und der damit zusammenhängenden verwaltungskulturellen Ent-
wicklungen trifft der Entwurf eines aktivierenden Monitorings durchaus in 
weiten Teilen schon auf eine vorbereitete öffentliche Verwaltung. Zwar ist 
das Ziel einer den gesellschaftlichen und internationalen Herausforde-
rungen gerecht werdenden öffentliche Verwaltung noch nicht erreicht. 
Dazu ist noch ein weithin straff geführter Umbruch in den technischen, 
organisatorischen, betriebs- und personalwirtschaftlichen, strategischen 
und rechtlichen Rahmenbedingungen und Kompetenzen der bundesdeut-
schen Verwaltung erforderlich. Doch der „point of no return" ist schon 
überschritten: die öffentliche Verwaltung ist - aus der Sicht einer steue-
rungstheoretisch orientierten Organisationsarchitektur - auf dem richtigen 
Weg. Sie bereitet sich intensiv auf den Wechsel von der Administration 
zum Management, von der Regelungs- zur Kooperationskultur und von 
der Amtsstube zum E-Government vor. Das zusammen hat natürlich auch 
Auswirkungen auf die Verwaltungskultur und die dahinter stehenden Werte, 
Normen und Einstellungen zu den Kunden, Verfahren und Instrumenten 
der Verwaltungswelt. Die Entwicklung und Implementierung eines 
strategischen Innovations-Monitorings dürfte deshalb heute in der öffent-
lichen Verwaltung und den Ministerien auf offenere mentale Vorausset-
zungen treffen als noch in den 1980er-Jahren. Die neuen Chancen, dass 
von hier aus der erste Schritt oder der entscheidende Impuls für die Insti-
tutionalisierung eines strategischen Innovations-Monitorings gelingen 
kann, stehen nicht schlecht. 
Inzwischen ist auch die Ebene der Staatsorganisation selbst in Bewe-
gung geraten. Der aktuelle Reform- und Modernisierungsstau in der bun-
desrepublikanischen Gesellschaft ist auch ein Produkt überkommener 
staatlicher Organisationsstrukturen insbesondere zwischen den Bundeslän-
dern und dem Bund (Mayntz/Scharpf 2005). Ein Aufbrechen der struktu-
rellen Blockaden durch institutionelle Reformen wird erfolgen, darüber 
sind sich alle Beteiligten und Betroffenen mittlerweile einig. Das Ziel ist 
formuliert und der richtige Weg zwischenzeitlich eingeschlagen, auch 
wenn die gemeinsame Kommission von Bundestag und Bundesrat zur 
Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung kurz vor Jahresende 2004 
gescheitert ist. Ein neuer Anlauf auf diesem Gebiet wird nicht zu umgehen 
sein. 
So gesehen sind wir relativ optimistisch hinsichtlich der generellen Pro-
blemlösungsfähigkeit des Staates und seiner Verwaltung. Allerdings wird 
diese Aufgabe der Lösung von realen Problemen (von denen es zurzeit in 
Deutschland mehr als genug gibt!) nur gelingen, wenn sich die beteiligten 
Akteure ihrer gesamtgesellschaftlichen Verantwortung bewusst sind. Dies 
gilt - nicht zuletzt vor dem Hintergrund ihrer potenziell strategischen 




„Ohne eine Verantwortungsethik im Weberschen Sinne, die sich der in-
dividuellen Herausforderung zum Handeln stellt und sich an eine persön-
liche Verpflichtung zum Handeln im allgemeinen Interesse gebunden 
fühlt, laufen auch die besten politikwissenschaftlichen Analysen leer. In 
einer Welt der politisierten Politik gerät der problemlösende Politikwis-
senschaftler in Gefahr, zum reinen Toren zu werden, den man allerdings 
nicht belächeln kann, ohne zugleich die Welt, die für ihn keinen Bedarf 
hat, zu bedauern." (Mayntz/Streeck 2003b, S. 24f.; vgl. auch Streeck 
2000a; Nullmeier/Saretzki 2002; Marschall/Strünck 2004) 
Im Hinblick auf Themen und Schwerpunktsetzungen, vor allem aber auch 
im Hinblick auf die Aktivierung der staatlichen und politischen Akteure, 
sich nicht selbst zu blockieren, sondern stattdessen ihrer Verantwortung 
gerecht zu werden, erwarten wir viel von einem der Wissenschaft ange-
tragenen Innovations-Monitoring. Und im Innenbetrieb von Politik und 
Verwaltung könnte eine neue Offensive auch bei der Nutzung der Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien weiterhelfen; dabei bieten sich 
auch neue Möglichkeiten, die Transparenz für die Bürgerinnen und Bürger 
zu verbessern. 
Das Durchstarten des aktivierenden Staates kann durch solche konzep-
tionellen Ideen „vom Reißbrett" zwar befruchtet werden, gelingen wird es 
aber nur, wenn Akteure aus den geforderten Institutionen Mut zur Verant-
wortung zeigen und die Gestaltungsaufgaben offen angehen. Die „erste 
Runde" des aktivierenden Staates hat stark davon profitiert, dass auf der 
dezentralen Ebene nicht auf neue große Lösungen gewartet wurde, son-
dern dass nach der „Just Do It"-Logik („Es ist vernünftig. Es ist nicht ver-
boten. Es ist machbar. Warum sollen wir nicht beginnen?") Innovations-
spielräume wahrgenommen wurden. Nur mit dieser Haltung und Einstel-
lung wird auch der Einstieg in die „nächste Runde" gelingen. Wichtig ist 
dabei allerdings, dass die konkreten Gestaltungsarbeiten am aktivierenden 
Staat weitergehen. Das strategische Innovations-Monitoring soll Orientie-
rung und Unterstützung liefern, kann aber die notwendige Erneuerung 
selbst nicht ersetzen. 
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